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5 1 7 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Ermächtigung des Zollamtes Pfunds zur Ertei-
lung von Ausfuhrbewilligungen in vereinfachter Form

5 1 8 . Verordnung: Änderung der Flugsicherungsstreckengebührenverordnung 1973

5 1 9 . Kundmachung: Aufhebung des § 6 Abs. 1 lit. a des Schrottlenkungsgesetzes durch den Verfassungs-
gerichtshof

517. Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
4. Dezember 1984, mit der die Verordnung
über die Ermächtigung des Zollamtes Pfunds
zur Erteilung von Ausfuhrbewilligungen in

vereinfachter Form geändert wird

Auf Grund des § 7 Abs. 2 des Außenhandelsge-
setzes 1984, BGBl. Nr. 184, wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen, soweit es
sich um Waren der Anlage A 2 des Außenhandels-
gesetzes 1984 handelt, auch im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft,
verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Han-
del, Gewerbe und Industrie vom 15. Dezember

1983, BGBl. Nr. 651, über die Ermächtigung des
Zollamtes Pfunds zur Erteilung von Ausfuhrbewil-
ligungen in vereinfachter Form wird wie folgt geän-
dert:

Die Anlage wird wie folgt geändert:

Im Kontingent Nr. 4 wird der Betrag
„1400000" durch „1600000" ersetzt.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1985 in
Kraft.

Steger

5 1 8 .

Verordnung des Bundesministers für Verkehr vom 10. Dezember 1984, mit der die Flug-
sicherungsstreckengebührenverordnung 1973 geändert wird

Auf Grund der §§ 1 und 3 des Flugsicherungsstreckengebührengesetzes 1973, BGBl. Nr. 505, wird
verordnet:

Artikel I

Die Anlagen 1 und 2 zur Flugsicherungsstreckengebührenverordnung 1973, BGBl. Nr. 515, in der
Fassung der Verordnungen BGBl. Nr. 537/1975 und 624/1983 werden durch die Anlagen 1 und 2 zu die-
ser Verordnung ersetzt.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1985 in Kraft.

Lacina

4 312
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Anlage 1

(Zu § 2 der Flugsicherungsstrecken-
gebührenverordnung 1973)
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Anlage 2

(Zu § 3 Abs. 2 der Flugsicherungs-
streckengebührenverordnung 1973)

Für Transatlantikflüge, bei denen der Zielflugplatz (bzw. der Abflugplatz) zwischen dem 30. und dem
110. Grad westlicher Länge und dem 28. und dem 55. Grad nördlicher Breite (Zone III) liegt, ist — je
nachdem, welcher der in der Spalte 1 der nachstehenden Tabelle bezeichneten Flugplätze der Abflugplatz
(bzw. der Zielflugplatz) ist — eine Pauschalgebühr in der in der Spalte 2 für Luftfahrzeuge mit dem
Gewichtsfaktor 1 (50 metrische Tonnen) angegebenen Höhe zu entrichten (§ 3 Abs. 2 des Flugsicherungs-
streckengebührengesetzes 1973); für derartige Flüge mit Militärluftfahrzeugen werden die in der Spalte 3
angegebenen Beträge abgezogen, sofern in den jeweils bezeichneten Staaten für solche Flüge keine Flugsi-
cherungsstreckengebühren zu entrichten sind:

Anmerkung zu Anlagen 1 und 2

Die in Anlage 1 und 2 genannten Gebühren werden allmonatlich neu berechnet; dabei wird der
durchschnittliche monatliche Wechselkurs des US-$ gegenüber der jeweiligen Landeswährung zugrunde
gelegt, wie er vom Internationalen Währungsfonds festgestellt und in seinem Jahrbuch der internationalen
Finanzstatistiken für den dem Flugmonat vorausgehenden Monat bekanntgegeben wird.

Die auf diese Weise jeweils neu berechneten Gebührensätze sowie die von EUROCONTROL bei der
Fakturierung tatsächlich angewandten Wechselkurse werden in den an die Benutzer übersandten Rech-
nungen angegeben.
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519. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
10. Dezember 1984 über die Aufhebung des
§ 6 Abs. 1 lit. a des Schrottlenkungsgesetzes

durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 4. Oktober 1984, G 70/84-10, der Bundes-

regierung zugestellt am 28. November 1984, § 6
Abs. 1 lit. a des Schrottlenkungsgesetzes, BGBl.
Nr. 275/1978, als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 30. Sep-
tember 1985 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Sinowatz


